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Nachhaltigkeit und Energiepo-
litik: Umstrittene Langfristper-
spektiven
Zum Endbericht der Enquetekommis-
sion „Nachhaltige Energieversorgung“

von Felix Chr. Matthes, Öko-Institut

Am 7. Juli 2002 hat die Enquetekommission
„Nachhaltige Energieversorgung unter den
Bedingungen der Globalisierung und der
Liberalisierung“ ihren ebenso umfangrei-
chen wie heftig umstrittenen Endbericht
vorgelegt.1 Der inhaltliche Umfang und die
Kontroversen sind teilweise durch die kon-
kreten Umfeldbedingungen, aber auch durch
den deutlich weiter als bisher aufgespannten
Diskussionshorizont für eine nachhaltig-
keitsorientierte Energiepolitik bestimmt. In
den folgenden Ausführungen unternimmt ein
Beteiligter den Versuch, Umfeld und wesent-
liche Inhalte des Berichts zu skizzieren.

1 Der Bericht und sein Umfeld

Aufgabe von Enquetekommissionen des Deut-
schen Bundestages ist es, „zu dem ihnen auf-
getragenen Thema das relevante Material mög-
lichst umfassend zusammenzutragen und da-
durch gesetzgeberische Entscheidungen über
umfangreiche und bedeutsame Sachkomplexe
vorzubereiten“. Schon der Umfang des Endbe-
richtes (in der offiziellen Bundestags-Druck-
sache 673 Seiten, die entsprechende Down-
load-Datei immerhin fast 23 Megabyte) zeigt,
dass das Thema vielfältige Dimensionen hat,
die Materie komplex ist, aber auch vielfältige
Dissenspunkte zu konstatieren sind. Wie im
Endbericht der Enquetekommission „Globali-
sierung der Weltwirtschaft – Herausforderun-
gen und Antworten“ (Bundestagsdrucksache
Nr. 14/9200) haben die (Oppositions-)Fraktio-
nen von CDU/CSU und FDP sowie eine Reihe
der von ihnen benannten Sachverständigen
umfangreiche Minderheitenvoten mit eigenem

Berichtscharakter vorgelegt – mit Einschrän-
kungen gilt dies auch für die entsprechenden
Ausführungen der PDS-Fraktion. Auffassungs-
unterschiede werden im Ergebnis jedoch weni-
ger in den verschiedenen Sachfragen oder De-
tailausführungen dokumentiert als in den eher
grundsätzlichen Positionen.

Die Einführung des Kommissionsvorsit-
zenden endet dann auch mit der desillusionier-
ten Einschätzung, dass die Herstellung eines
energiepolitischen Konsenses eine weiterhin
ausstehende Aufgabe bleibt. Ungeachtet der
vielfältigen Probleme hinsichtlich Zeitdruck
und Verfahrensfragen (umfänglich dokumen-
tiert in Mehrheitstext und Minderheitenvoten)
gibt es einige Rahmenbedingungen, die dieses
Ergebnis im Rückblick als nur in begrenztem
Maße überraschend erscheinen lassen.

Erstens arbeitete die Enquetekommission
in einer Legislaturperiode, in der Energiepolitik
eine wichtige Rolle spielte: Atomenergiever-
einbarung, Ökosteuer, Förderung Erneuerbarer
Energien, Auseinandersetzungen um die Kraft-
Wärme-Kopplung, umstrittener Sonderweg der
Strom- und Gasmarktliberalisierung etc. Ta-
gespolitik beeinflusste die Debatten vielfältig
und erschwerte mögliche Verständigungen.

Die Enquetekommission hatte zweitens
ein außerordentlich breites Themenspektrum
abzuarbeiten: von geostrategischen Aspekten
der Energieversorgung über den Klimaschutz
bis zu Fragen der Energiemarktliberalisierung,
von der Analyse spezifischer Technologien bis
zu konkreten energie- und umweltpolitischen
Strategien und Instrumenten. Mit diesem am-
bitionierten Ansatz unterschied sich die Kom-
mission deutlich von vorhergegangenen Kom-
missionen im gleichen Politikfeld (Kernener-
gie, Klimaschutz), war aber damit gleichzeitig
– auch vor dem Hintergrund der erst über ein
Jahr nach Beginn der Legislaturperiode erfolg-
ten Einsetzung – erhöh ten Erwartungen ausge-
setzt und musste eine Vielzahl von zusätzlichen
Diskussions- und Konfliktfeldern bewältigen.

Drittens verwischen mit der zunehmenden
Bedeutungslosigkeit der lang tradierten und tief
gehenden Kernenergiekontroverse die bisheri-
gen energiepolitischen Orientierungslinien in
erheblichem Maße. Vor diesem Hintergrund
erschien es offensichtlich den Oppositionsfrak-
tionen wichtig, per Generalvorwurf das Gesell-
schaftsverständnis der Mehrheit der Kommis
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sion als technikfeindlich, anti-marktwirtschaft-
lich und allein auf einen „interventionistischen
Sozialstaat“ fixiert zu karikieren, wobei sich
dabei der Eindruck nicht vermeiden lässt, dass
dies allein dem Zweck diente, sich in Ge-
schlossenheit abgrenzen zu können – jeder
Leser mag sich in der vergleichenden Lektüre
der Einzelheiten in Mehrheitsbericht und Min-
derheitstext dazu sein eigenes Urteil bilden.

Viertens – und dem Außenstehenden we-
niger sichtbar – spielte auch in der Enquete-
kommission der anstehende Generationswech-
sel bei Parlamentariern und Sachverständigen
eine gewisse Rolle.

Trotz dieser schwierigen Rahmenbedin-
gungen ist der Bericht – hier explizit aufgefasst
als Gesamtheit von Mehrheitsbericht und Min-
derheitentexten – in ganz unterschiedlicher Hin-
sicht ein interessantes und wichtiges Dokument.
Er verdeutlicht eindrücklich die Möglichkeiten
und Grenzen des Nachhaltigkeitskonzeptes bei
der Transformation einer „regulativen Idee“ in
die konkreten Strategien und Instrumente einer
Fachpolitik. Erstmals wird versucht, mit Szena-
rien bis zum Jahr 2050 die Langfristtauglichkeit
von Strategien und Optionen zu analysieren.
Neu ist auch der Versuch, dem – unbestritten
notwendigen – Policy-Mix einen systematischen
Rahmen zu geben, um dem permanenten Miss-
brauchsvorwurf einer „Begründungsgrundlage
für politische Beliebigkeit“ zu entgegnen.
Schließlich dokumentiert eine Vielzahl von
Einzeldarstellungen zu internationalen Ent-
wicklungen, Technologien und politischen In-
strumenten in kompakter Weise den aktuellen
Stand des Wissens und der Diskussion. Der
Bericht erhält – wie eigentlich alle Berichte von
Enquetekommissionen – also auch einen nicht
zu unterschätzenden Wert als Nachschlagewerk.

2 Die Operationalisierung des Nachhaltig-
keitskonzeptes für den Energiesektor

Wie schon im Ersten Bericht der Enquetekom-
mission2 bilden die Auseinandersetzungen um
die Operationalisierung des Nachhaltigkeitskon-
zeptes für eine Fachpolitik einen zentralen Pro-
blem- und Dissenspunkt, gerade wenn diese sich
in besonderer Weise im Spannungsfeld zwi-
schen globalen Entwicklungstrends und kon-
kreten Handlungsnotwendigkeiten verorten
lässt.

Sehr deutlich wird v. a. im Vergleich von
Mehrheitsbericht und Minderheitenvoten, wie
unscharf und letztlich beliebig das heute domi-
nierende Drei-Säulen-Modell der Nachhaltigkeit
bleibt. Ohne eine jeweils konkrete Bestimmung
des Verhältnisses der drei Dimensionen bleibt
das Nachhaltigkeitskonzept politisch unproduk-
tiv. Sonst bleibt jede Veränderung des Status
Quo – mit seinen wohldefinierten Prioritätenset-
zungen zwischen der wirtschaftlichen, sozialen
und ökologischen Dimension – dem Vorwurf
ausgesetzt, diese oder jene Dimension nachhal-
tiger Entwicklung zu ignorieren. Das von der
Mehrheit der Kommission eingeführte Natur-
schrankenkonzept, die Akzeptanz ökologischer
Grenzen, die nur unter Inkaufnahme von für
Mensch und Gesellschaft inakzeptablen Risiken
überschritten werden können, ist zu einem der
zentralen Dissenspunkte des Berichts geworden.
Die Konkretisierung von Zielen für die unter-
schiedlichen Dimensionen von nachhaltiger
Entwicklung für ein Teilsystem von Wirtschaft
und Gesellschaft ist und bleibt der zentrale Pra-
xistest für das Nachhaltigkeitskonzept.

Die Kommissionsmehrheit unternimmt
hierzu – auf der Basis des im Ersten Bericht
konzipierten Indikatorensystems SIENA –
einen ersten Versuch, der sicher eher einen
Beginn der notwendigen Operationalisierungs-
diskussion bildet. Der Minderheitstext von
CDU/CSU und FDP bleibt hier eher unkonkret
und beschränkt sich letztlich auf die Auflistung
von Fragen und die weitgehend im Konsens
verabschiedeten Leitlinien und Handlungsre-
geln des Ersten Berichts der Kommission.

3 Geopolitische, internationale und euro-
päische Entwicklungstrends

Erstmals hat eine Enquetekommission des
Deutschen Bundestages, die sich direkt (Kern-
energie) oder mittelbar (Klimaschutz) mit dem
Energiesektor auseinandergesetzt hat, die ver-
schiedenen internationalen Entwicklungen in-
tensiver in den Fokus genommen. Dies betrifft
sowohl die in internationalen Projektionen der-
zeit diskutierten demographischen und (ener-
gie-)wirtschaftlichen Entwicklungstrends, als
auch die Analyse politischer Entwicklungen,
die von heutigen und zukünftigen Konflikt-
strukturen über die Situation in den verschie-
denen Energielieferregionen bis zur Globalisie
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rung von Wirtschafts-, Verteilungs-, Ressour-
cen- und Umweltfragen reicht.

Gerade angesichts der oft sehr unscharf ge-
führten Globalisierungsdebatte bildet die Ein-
ordnung der Globalisierung als Voraussetzung
und Gefährdung nachhaltiger Entwicklung im
Energiesektor einen zentralen Punkt. Die von
der Kommission geforderte „integrierende Glo-
balisierung“ als Alternative zu „polarisierender
Globalisierung“ und „Regionalismus“ bildet
sicher einen interessanten Ausgangspunkt für
die noch ausstehenden wissenschaftlichen und
politischen Diskurse. Im Rahmen eines Global
Governance-Systems benennt die Kommission
die Weiterentwicklung und Reform der World
Trade Organisation (WTO), globale Strukturen
für Umweltpolitik sowie die Entwicklungsfi-
nanzierung als Schlüsselelemente für eine nach-
haltige Entwicklung im Energiebereich.

Eher im Sinne einer Einführung verdient
die Analyse verschiedener globaler Energie- und
Emissionsprojektionen Aufmerksamkeit. Gerade
wenn im Kontext der Klimaschutzproblematik
ehrgeizige Emissionsminderungen erzielt wer-
den sollen, zeigen die Analysen sehr eindrück-
lich die zentralen (auch: regionalen) Handlungs-
felder von nachhaltiger Energie- und Klima-
schutzpolitik. Sie zeigen, dass eine Reihe von
gesellschaftlichen (Grundsatz-)Entscheidungen
– z. B. im Bereich der Kernenergie – weit rei-
chende Folgen hat, aber auch, dass sich für
bestimmte Handlungsnotwendigkeiten (z. B. in
Bezug auf die massive Erhöhung der Ener-
gieeffizienz) Korridore ergeben, die weitge-
hend unabhängig von anderen energiepoliti-
schen Weichenstellungen sind. Die quantitati-
ven Analysen verdeutlichen aber auch, dass die
Frage der Verfügbarkeit von Reserven und
Ressourcen bei Erdöl und Erdgas im Verlauf
dieses Jahrhunderts erheblich an Relevanz ge-
winnen wird; ganz jenseits der Einschätzung,
ob man in den derzeitigen Turbulenzen auf den
globalen Brennstoffmärkten bereits Anzeichen
der Verknappung erkennen will oder – wie der
Autor – der Auffassung anhängt, dass sich hier
für die nächsten Dekaden eher keine Engpässe
ergeben werden.

Der Bericht trägt der wachsenden Bedeu-
tung europäischer Rahmensetzungen Rechnung,
indem die aktuellen und zukünftigen Rahmen-
bedingungen, die Strukturen, aber auch die In-
konsistenzen der entsprechenden EU-Politiken

fokussiert werden. Gerade die Erweiterung der
EU, kann und wird im Energiesektor erhebliche
Veränderungen bewirken. Vor allem im Bereich
der Kohlepolitik können sich mit der Erweite-
rung beträchtliche Kräfteverschiebungen in der
EU ergeben. Gerade durch die EU-Erweiterung,
aber auch andere weltpolitische Entwicklungen
entsteht die Notwendigkeit, außenpolitische
Dimensionen von Energiepolitik stärker als
bisher in den Blick zu nehmen.

Alles in allem zeichnet der Bericht hier ein
ausführliches und differenziertes Bild und
skizziert Grundlagen für die ausstehenden De-
batten, wogegen die entsprechenden Passagen
im Minderheitentext blass und teilweise for-
melhaft-dogmatisch bleiben.

4 Potenzial und Szenarien für die Ent-
wicklung in Deutschland

Als Kompendium zum Stand und zu den Ent-
wicklungsrichtungen verschiedener technischer
und nicht-technischer Aspekte der Energiewirt-
schaft liest sich der mit 200 Seiten umfang-
reichste Abschnitt des Berichtes, wobei explizit
darauf hingewiesen werden soll, dass die er-
gänzende und vergleichende Lektüre von
Mehrheitsbericht und Minderheitentexten dabei
durchaus ertragreich ist. Besonders hier erweist
es sich als bedauerlich, dass die Kommission
vor dem Hintergrund von Zeitdruck und Ver-
fahrensfragen, aber offensichtlich auch wegen
übergeordneter politischer Entscheidungen
nicht zu einem gemeinsamen Text gekommen
ist. Neben der expliziten Herausstellung von
Einschätzungsunterschieden – z. B. mit Blick
auf den Verkehrssektor – enthalten Mehrheits-
bericht und Minderheitentexte über weite Pas-
sagen sehr vergleichbare oder identische (wort-
gleiche) Inhalte, teilweise werden im Minder-
heitentext aber auch Sachverhalte stärker her-
ausgestellt (z. B. im Bereich des Gebäudesek-
tors), für die eine solche Vertiefung zweifellos
angeraten und wertvoll ist.

Von der Vielzahl der dargestellten Tech-
nologien und Optionen sind vor allem fünf
Bereiche besonders hervorzuheben:

- die sehr umfassende Darstellung der regene-
rativen Energietechnologien;

- die für die Energiewirtschaft zunehmend an
Bedeutung gewinnenden Informationstech
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nologien, gerade im Kontext der vielfältigen
Dezentralisierungstrends;

- die umfassende – und kontroverse – Dar-
stellung des Verkehrsbereiches;

- die Diskussion der Optionen für die Ab-
scheidung und geologische (End-) Lagerung
von Kohlendioxid;

- die Darstellung der Energieeffizienzpoten-
ziale durch verstärkte Kreislaufwirtschaft
sowie bessere Material- und intensivere
Produktnutzung.

Hier wird mit einer umfassenden und kompak-
ten Darstellung für Deutschland teilweise
Neuland betreten und die große Rolle neuer
Technologien, aber auch neuer Analyseansätze
für eine nachhaltige Energiewirtschaft heraus-
gestellt, die mancherorts vielleicht sogar als zu
technologieeuphorisch kritisiert werden wird.

5 Zielszenarien für Deutschland

Auch wenn man die Auffassung vertritt, dass
Szenarien in der wissenschaftlichen und politi-
schen Diskussion – wenn auch aus gut erklär-
baren Rationalitäten – an vielen Stellen über-
oder zu undifferenziert bewertet werden, sind
quantifizierte Gedankenexperimente „Was wäre
wenn?“ ein unverzichtbares Element wissen-
schaftlicher und politischer Strategiediskussio-
nen. Sensitivitätsbetrachtungen werden dabei
zunehmend wichtiger als hochdetaillierte Un-
tersuchungen bestimmter Entwicklungspfade,
insbesondere wenn es sich um Projektionszeit-
räume von 50 Jahren handelt. Die Enquete-
kommission hat dafür in ihren Zielszenarien,
wenn auch zunächst nicht intendiert, einen
nicht unwichtigen Beitrag geleistet, der aus den
Differenzen in Bezug auf grundlegende Da-
tenannahmen, aber auch durch die unter-
schiedlichen methodischen Ansätze resultiert.

Im Auftrag der Enquetekommission haben
unterschiedliche Institute drei Szenarienfamili-
en modelliert, in denen sehr ambitionierte Ziel-
vorgaben für die Reduktion der Treibhausga-
semissionen (80 % bis 2050) mit verschiedenen
Rahmenbedingungen kombiniert wurden. Ne-
ben einem Referenzszenario wurden folgende
Pfadausprägungen untersucht:

- eine Fokussierung auf die Energieeffizienz,
vor allem im Umwandlungssektor – unter

Einschluss der Möglichkeit, Kohlendioxid
abzutrennen und in geologischen Lagerstät-
ten zu deponieren (Szenario „Umwandlungs-
effizienz“ – UWE);

- eine Fokussierung auf verstärkte Ener-
gieeffizienz und erneuerbare Energien (Sze-
nario „REG/REN-Offensive“ – RRO);

- eine Entwicklung, in der der massive Ausbau
der Kernenergie zugelassen wird (Szenario
„Fosssil-Nuklearer Energiemix“ – FNE).

Für die einzelnen Szenarien wurden weitere
Varianten analysiert. Zunächst betrifft dies die
Anwendung eines von der CDU/CSU und
FDP-Fraktion zusammengestellten alternativen
Datensatzes, der sich vor allem im Bereich der
Kernenergie (deutlich billiger) und der erneu-
erbaren Energien (teilweise deutlich teurer) von
den Standard-Annahmen unterscheidet. Wei-
terhin wurden für die Szenarienfamilie RRO
Varianten für ein schnelleres Auslaufen der
Kernenergie sowie eine solare Vollversorgung
untersucht.

Die Ergebnisse jeder Szenarienfamilie
werden von den Annahmen zu bestimmten
Basistechnologien determiniert:

- In den UWE-Szenarien kommt es entschei-
dend darauf an, dass nach dem ersten Vier-
tel dieses Jahrhunderts die Abscheidung und
Deponierung von Kohlendioxid weitflächig
beherrscht wird, wobei die Existenz ausrei-
chend großer und langzeitsicherer Endlager-
stätten noch fragwürdig erscheint.

- In den RRO-Szenarien sind neben der Er-
schließbarkeit erheblicher Effizienzpoten-
ziale vor allem massive Kostensenkungen
der unterschiedlichen Regenerativtechnolo-
gien entscheidend.

- In den FNE-Szenarien bilden die Akzeptanz
des nuklearen Risikos und eine Lösung der
Ver- und Entsorgungsfrage für einen im
Vergleich zum heutigen Stand um den
Faktor 3 bis 4 ausgeweiteten Kernenergie-
sektor die wesentliche Determinante.

Überraschend ist die relativ geringe Bandbreite
der volkswirtschaftlichen Kosten für das – nach
Erreichung eines 80 %-Minderungsziels für die
Kohlendioxid-Emissionen – in allen Szenarien
grundlegend umgestaltete Energiesystem. Bei
den über 50 Jahre kumulierten und abdiskon-
tierten Differenzkosten zur Referenzentwick-
lung ergibt sich bei den Standardvarianten ein
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Wert von ca. 500 bis 2000 € je Einwohner, für
die FNE-Szenarien mit im Ergebnis sehr hohen
Kernenergieanteilen errechnet sich – in Abhän-
gigkeit von den methodischen Ansätzen – eine
Bandbreite der Differenzkosten von ca. 200 bis
1.300 € je Einwohner. Mit Ausnahme des
kernenergiedominierten Szenarios bleiben die
Sensitivitäten der Standardszenarios bei Ansatz
des alternativen Datensatzes von CDU/CSU
und FDP letztlich relativ gering. Massive Ko-
stendifferenzen (von 50 % und mehr) ergeben
sich vor allem bei der Kernenergie3 und in den
solaren Vollversorgungsszenarien. Überra-
schend ist aber auch, dass die Systemkosten der
verschiedenen Ausprägungen des zukünftigen
Energiesystems, gemessen als Anteil am Brut-
toinlandsprodukt, selbst in den Varianten mit
den höchsten Kosten(-ansätzen) nur in der
Größenordnung der heutigen Ausgangssituati-
on (ca. 13 %) liegen.

Die letztlich wertbasierten und komplexen
Risikoeinschätzungen zur Kernenergie spiegeln
sich bei den Ansätzen für die externen Kosten
wider – deren zusätzliche Einführung notwen-
dig wird, da in den Minderungsszenarien für
die Treibhausgasemissionen die externen Ko-
sten der Klimaänderungen implizit berücksich-
tigt, andere Risiken jedoch zunächst ausge-
klammert werden. Während sich die Kostenre-
lationen zwischen den anderen Szenarien nur
unwesentlich ändern (der Treibhauseffekt do-
miniert hier die externen Kosten), ergeben sich
für die kernenergiebasierten Szenarien je nach
methodischem Ansatz eine extreme gesamt-
wirtschaftliche Vorteil- oder Nachteilhaftigkeit
der massiven Kernenergienutzung.4

Neben dem Diskurs über solche Bewer-
tungsverfahren, deren Möglichkeiten und
Grenzen, bleibt als Ergebnis für die zukünftige
Forschung darauf hinzuweisen, dass auch bei
der energiewirtschaftlichen Modellierung der
Analyse von Sensitivitäten eine viel stärkere
Rolle zukommen sollte. Schließlich bleibt da-
rauf hinzuweisen, dass nach den vorgelegten
Szenarienrechnungen selbst unter restriktiven
Kostenannahmen eine grundlegende Umge-
staltung des Energiesystems in keinem Fall
wirtschaftliche Folgen nach sich zieht, die –
auch im Vergleich zu anderen „Versicherungs-
bereichen“ der Gesellschaft – untragbar wären.

6 Politische Strategien und Instrumente
einer nachhaltigen Energiepolitik

Die Kommission trennt in ihren Analysen zwi-
schen grundlegenden Strategien und konkreten
politischen Umsetzungsinstrumenten. Die Band-
breite und Vielfalt der diskutierten Punkte ist
groß, so dass an dieser Stelle nur auf ausge-
wählte Sachverhalte hingewiesen werden soll.
Aus sehr unterschiedlichen Perspektiven wird
zunächst die zukünftige Rolle des Staates dis-
kutiert, der einerseits funktionsfähige Märkte
mit Akteursvielfalt sichert und gleichzeitig
Rahmenbedingungen schafft, mit denen Wett-
bewerb auf nachhaltige Entwicklung ausge-
richtet und Marktversagen kompensiert werden
kann. Auf die zentrale Rolle der Innovati-
onspolitik wird umfangreich hingewiesen und
auch akzentuiert, dass frühzeitige Markteinfüh-
rungsprogramme wichtiger Bestandteil des
innovationspolitischen Ansatzes bleiben bzw.
werden müssen. Gleichzeitig wird eine Vielzahl
von forschungspolitischen Vorschlägen unter-
breitet. Angesichts der vielfältigen Lücken
wird schließlich ein sozialwissenschaftliches
Forschungsprogramm zur energiebezogenen
Nachhaltigkeitsforschung umrissen und gefor-
dert. Im Bereich der nachhaltigen Mobili-
tätsentwicklung wird die Einsetzung einer spe-
ziellen Enquetekommission angeregt.

Breiten Raum nimmt die Bestimmung des
Verhältnisses unterschiedlicher Instrumente
und Instrumentenkategorien ein. Auf die zen-
trale, d. h. notwendige, aber gleichzeitig nicht
hinreichende Rolle global marktsteuernder
Instrumente (Steuern, Zertifikate etc.) wird
ausdrücklich hingewiesen und ein Bewertungs-
modell für den notwendigen Policy-Mix vorge-
schlagen, der einerseits die unter diesem Titel
teilweise zu beobachtende Beliebigkeit in der
Instrumentendiskussion einschränken soll,
gleichzeitig aber deutlich macht, dass es ein
zentrales Instrument in der Energiepolitik nicht
gibt, welches alle anderen Instrumentenansätze
obsolet werden lässt.

Eine besondere Rolle spielen die umfang-
reichen Überlegungen zur Entwicklungsfinan-
zierung und die europapolitischen Ansätze in
der Energiepolitik. Gerade für die entwick-
lungspolitische Dimension des Energiesektors
werden eine ganze Reihe institutioneller Vor-
schläge unterbreitet.
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Wenn auch nur eine Auswahl möglicher
energie- und klimapolitischer Instrumente de-
taillierter dargestellt und diskutiert wird, die
aktuellen Entwicklungen gerade in der europäi-
schen Liberalisierungs- und Klimaschutzpolitik
werden den Rückgriff auf die Überlegungen im
Mehrheitsbericht der Kommission unvermeidbar
machen, auch wenn – wohl mit Recht – darauf
hingewiesen werden kann, dass gerade die Be-
wertung der sehr wettbewerblich angelegten
Instrumente, auch quer zu den Parteigrenzen,
bisher teilweise noch sehr kontrovers ausfällt.

7 Bewertung und Ausblick

Auch wenn der Versuch zunächst misslungen
ist, in wesentlichen Punkten einen Konsens her-
beizuführen, kann der Bericht für die Debatte
der nächsten Jahre einige wichtige Impulse ge-
ben, unbenommen der Funktion als Kompen-
dium energiepolitischer Optionen und Instru-
mente. Es bedarf auch keiner großen prognosti-
schen Fähigkeiten, um einige Rahmenbedingun-
gen zu benennen, unter denen eine energiepoliti-
sche Konsensfindung für wichtige Punkte mög-
lich wird. Die Fokussierung und energiepoliti-
sche Frontenbildung entlang der Kernenergiede-
batte ist bis auf weiteres überholt und blockiert
eine Vielzahl von Handlungs- und Verständi-
gungsmöglichkeiten, bei denen tief greifende
Dissense nicht zwangsläufig sind. In diesen
Kontext gehört auch die Überwindung der ei-
gentlich schon lange überwunden geglaubten
Unsitte, eigene Positionen als wissenschaftlich
und wertfrei zu postulieren und die Gegenposi-
tion als ausschließlich ideologisch zu karikieren
– aber vielleicht ist dies erst nach Ablösung der
Generationen mit den offensichtlich tiefen Ver-
letzungen der Kernenergiedebatte der siebziger
und achtziger Jahre erwartbar.

Gerade wenn das Nachhaltigkeitskonzept
für die politische Diskussion produktiv bleiben
soll, dürfen die – aus der Entstehungsge-
schichte des Konzepts resultierenden – Ziel-
vorgaben für den umwelt- und entwicklungs-
politischen Bereich nicht mehr pauschal mit
Verweis auf den wirtschafts- und sozialpoliti-
schen Status Quo verworfen, sondern müssen
mit konkreten, diskussions- und begründungs-
fähigen Zielvorgaben für die jeweiligen Fach-
politiken kontrastiert werden. Auch wenn

durch die Herausforderungen der Zukunft,
gerade im Zeitalter von Globalisierung und
Liberalisierung, die Notwendigkeit von politi-
schem Unsicherheitsmanagement größer wird,
sollte dies keineswegs mit einer ziel- und visi-
onslosen Inkrementalismusvariante gleichge-
setzt werden.

Obgleich unter schwierigen Rahmenbe-
dingungen und in einer nicht unkomplizierten
Konstellation arbeitend, hat die Enquetekom-
mission im Vergleich zu ihren Vorgängerinnen
eine ganze Reihe neuer Diskussions- und
Handlungsfelder thematisiert:

- die energie- und klimapolitische Perspektive
ist deutlich europaorientierter, internationa-
ler und globaler akzentuiert als bisher in der
Debatte üblich;

- der Test von Technologien und Strategien
ist mit einem Zeithorizont von 50 Jahren
deutlich langfristiger als bisher;

- Innovationspolitik ist erstmals in umfassen-
der Weise als unabdingbarer Bestandteil
von Energiepolitik diskutiert worden;

- das präferierte politische Instrumentarium
ist im Ganzen wettbewerbsorientierter,
erstmals wurde auch eine fundierte Begrün-
dung für den Policy-Mix vorgelegt.

Insofern bietet der Bericht vielfältigen Stoff für
politische Entscheidungsfindungen der näch-
sten Jahre wie auch ein Anschauungsbeispiel
und Material für die Nachhaltigkeitsdebatte.

Anmerkungen

1) Enquete-Kommission „Nachhaltige Energiever-
sorgung unter den Bedingungen der Globalisie-
rung und der Liberalisierung“ des 14. Deutschen
Bundestages: Endbericht. Drucksache 14/9400.
Bonn: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft, 2002.
(Download unter http://dip.bundestag.de/btd/14/
094/1409400.pdf)

2) Enquete-Kommission „Nachhaltige Energiever-
sorgung unter den Bedingungen der Globalisie-
rung und der Liberalisierung“ des 14. Deutschen
Bundestages: Erster Bericht. Drucksache
14/7509. Bonn: Bundesanzeiger Verlagsgesell-
schaft, 2001. (Download unter
http://dip.bundestag.de/btd/14/075/1407509.pdf)

3) Unterstellt wird im alternativen Datensatz, dass
die Investitionskosten für Kernkraftwerke in der
Größenordnung heutiger Kohlekraftwerke liegen
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und zukünftig eine starke Kostendegression
aufweisen.

4) Zur Illustration: der Datensatz für die externen
Kosten der Minderheitsfraktionen von CDU/CSU
und FDP beziffert die externen Kosten für die
Kernenergie mit 0,2 ct/kWh in gleicher Größen-
ordnung wie die Windenergie, die für Fotovoltaik
liegen um bis zum Faktor 8 darüber. Im Datensatz
der Mehrheit wurden die externen Kosten der
Kernenergie über eine hypothetische Vollversi-
cherungsprämie (2 €/kWh) ermittelt.
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« »

TA-SWISS: Von Null auf Hun-
dert – Zehn Jahre TA-tkraft in
der Schweiz

von Lucienne Rey*

Am Anfang, 1992, stand ein Provisorium, ein
Experiment: in der Botschaft über die Förde-
rung der wissenschaftlichen Forschung in
den Jahren 1992 – 1995 wurde der Schweize-
rische Wissenschaftsrat (SWR) damit be-
traut, ein auf die Bedürfnisse der Schweiz
abgestimmtes Modell der Technologiefol-
gen-Abschätzung (TA) zu entwickeln. Das
Mandat sah zunächst einen „TA-Betrieb auf
Probe“ vor. Heute ist TA in der Schweiz eta-
bliert, der Versuchsbetrieb längst in die defi-
nitive institutionelle Verankerung überge-
führt. Ein Rückblick auf zehn bewegte Jahre.

Technologiefolgen-Abschätzung ist heute in
der Schweiz eine feste Größe – die Zeiten, als
Parlamentsangehörige und Medienschaffende
das Kürzel „TA“ ausschließlich mit dem Zür-
cher „Tages-Anzeiger“ gleichsetzten, sind (von
Ausnahmen abgesehen) überwunden. In Krei-
sen, die sich mit neuartigen technologischen
Ansätzen befassen, ist TA heute ein Begriff.
Und für jene Institutionen, die sich bemühen,
zwischen Wissenschaftlern und „Laien“ eine
Brücke zu schlagen, ist das Zentrum für Tech-
nologiefolgen-Abschätzung mit seinem inter-
national marktfähigen Siegel „TA-SWISS“ zu
einem wichtigen Bezugspunkt geworden.

Das war nicht immer so. Die Reputation
und Wertschätzung, die TA heute in der Eidge-
nossenschaft genießt, sind hart erarbeitet.

1 Lange Anlaufzeiten

Dem Mandat, das der Bundesrat dem SWR
anvertraute, war ein langjähriges Gerangel
voran gegangen. Bereits 1982 hatte nämlich
der sozialdemokratische Nationalrat René Lon-
get ein Postulat eingereicht, welches anregte,
das Verhältnis von Preis und Nutzen einer
kostspieligen Forschungseinrichtung für Atom-
forschung zu überprüfen. In dieser Auseinan-
dersetzung um den so genannten Large Elec-
tron Positron Collider kristallisierten sich zwei
Grundstimmungen: Erstens eine zunehmende
Skepsis gegenüber Großtechnologien im All
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